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�
Sektorkonzept: "Förderung von Klein- und Kleinstgewerbe"





Zusammenfassung





1.	Abgrenzung des Förderbereichs





Die Beurteilung über das Vorliegen einer Klein(st)gewerbetätigkeit erfolgt anhand von Indika�toren, z.B.: auf Dauer angelegte selbständige Tätigkeit, vorwiegend handwerkliche Produktion, geringe Beschäftigtenzahl und Umsatz, Eigenständigkeit bzw. rechtliche Selbständigkeit.





2.	Entwicklungspolitische Zielsetzung





Über die Entfaltung schöpferischer und produktiver Kräfte des einzelnen soll zur nachhaltigen Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen - und hier insbesondere der Armen und Frauen - beigetragen werden. Die Klein(st)gewerbeförderung hat darüber hinaus Bedeutung für die Entwicklung einer diversifizierten und konsolidierten Wirtschaftsstruktur.





3.	Bestehende Entwicklungsengpässe für das Klein(st)gewerbe





-	Interne Faktoren z.B.: mangelnde unternehmerische Kompetenz und Qualifizierung der Arbeitskräfte, geringe Informationsverarbeitung und Kapitalausstattung, veraltete Techno�logie, mangelnder Zugang zu Finanzdienstleistungen und Märkten.





-	Externe Faktoren: inkonsistente und intransparente Gesetze, Vorschriften und Regelun�gen sowie diskriminierende Devisen und Kreditpolitik, Lizenzvergabe, Preispolitik, Import/ Exportwesen, Investitions- und Technologiepolitik, Zoll- und Steuerwesen. Externe Fakto�ren sind durch Klein(st)untemehmen selbst kaum beeinflußbar, da diese durch Ausgren�zung bzw. durch fehlende überbetriebliche Organisation kein wirtschaftspolitisches Mit�sprache- oder Mitgestaltungsrecht haben.





3.	Hinweise zur Umsetzung der Sektorpolitik





Zielgruppen: Klein(st)untemehmer/innen in Produktion, Weiterverarbeitung, Dienstleistung und Handel, Existenzgründer/innen und deren Selbsthilfegruppen, Beschäftigte und potentielle Arbeitskräfte im Klein(st)gewerbe.





Mittler: Selbsthilfeorganisationen der Wirtschaft (Kammern, Innungen, Verbände), staatliche, halbstaatliche und private Anbieter von Dienstleistungen (Beratung, Ausbildung, Finanzierung und Informationsvermittlung) einschließlich der Nichtregierungsorganisationen, Ministerien und Vorfeldorganisationen.





Förderbereiche und Instrumente:





-	Staatliche Ebene: Durch Politikberatung wird angestrebt: Reform makroökonomischer und sektoraler Rahmenbedingungen und Liberalisierung der Wirtschaft, Schaffung einfacher, transparenter, durchsetzbarer und allgemein verbindlicher Wirtschaftsregeln und -gesetze, Vereinfachung der Verwaltungsverfahren, Zusammenfassung und Harmonisierung der Sektorpolitik der Partnerregierung sowie die institutionellen Verankerung und Umsetzung der Politik nach dem Subsidiaritätsprinzip zugunsten klein(st)gewerblicher Initiative.





-	Institutionen und Verbandsebene: Durch Organisationsentwicklung (=wichtigste Aufgabe der Klein(st)gewerbeförderung), d.h. Beratung und Schulung wird angestrebt: Auf-/Ausbau und Befähigung von Einrichtungen zur Wahrnehmung von Mittler-und Multiplikatorfunktion. Die Förderung zielt auf: Zielgruppennähe, Genderbewußtsein und Kundenorientierung, Mandat und Akzeptanz bei der Zielgruppe, Spezialisierung und Erfahrung in der Klein(st)�gewerbeförderung, Qualität/Kompetenz des Managements, Qualifikation, Motivation und Innovationsbereitschaft von Mitarbeitern und Führung, Effizienz interner Abläufe und Orga�nisationsstrukturen, Bonität und Kostenbewußtsein, substantielle Eigenbeiträge von Beginn an, Wille zur Eigenfinanzierung, Transparenz und Rechenschaftsbereitschaft.





Bei Fehlen von Institutionen des Privatsektors müssen Maßnahmen die Vorteile staatlicher Un�abhängigkeit und der Willensbildung "von unten" zum Tragen kommen lassen. Zentral für die Institutionenförderung ist die wirtschaftliche Nachhaltigkeit.





-	Einzelbetriebliche Ebene: Durch Aus- und Fortbildung wird angestrebt: der Selbsthilfe�fähigkeit von Klein(st)unternehmen über den Ausbau strategischer und technischer Kom�petenz in den Bereichen: Management einschließlich Existenzgründung, technische Wei�terbildung, berufliche Bildung, Finanzdienstleistungen.





�
Weitere Förderziele auf Unternehmensebene: Aufbau von Selbsthilfeorganisationen des Klein(st)gewerbes "von unten"; enge Vernetzung und Verkoppelung von Klein(st)unternehmen gleicher Branche oder Sektors (Vorteil: Arbeitsteilung, gemeinsame Auftragserfüllung, Be�schaffung und Vermarktung); arbeitsteilige Vernetzung (Zulieferverhältnisse) mit größeren Betrieben (Vorteil: Effizienz- und  Ertragsniveausteigerung).





�
1.	FUNKTION DES KONZEPTES, DEFINITION UND ABGRENZUNG DES FÖRDER�BEREICHS





1.1	Funktion des Konzeptes





Dieses Sektorkonzept dient den Referaten im BMZ, insbesondere den projekt- und programm�führenden Arbeitseinheiten als entwicklungspolitische Vorgabe bei der Länderprogrammie�rung sowie bei der Projektsuche und -bewertung. Entwicklungspolitische Vorgabe ist es auch für die durchführenden Stellen, insbesondere GTZ und KfW sowie den mit der Prüfung, Planung, Steuerung, Durchführung, Kontrolle und Evaluierung befaßten Fachkräften und Gutachtern (einschl. Consultings). Den Nichtregierungsorganisationen dienen die Vorgaben als Orientie�rungshilfe. Das Konzept soll die zentrale Bedeutung des Sektors für den wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsprozeß der Partnerländer verdeutlichen und eine grundlegende Neuaus�richtung der Entwicklungspolitik auf diesem Gebiet einleiten. Es operationalisiert die Ziele der deutschen Entwicklungspolitik im Sektor. Wegen dessen enger Verflechtung mit vielen Berei�chen von Wirtschaft und Gesellschaft sind weitere Grundsatz- und Sektorpapiere des BMZ ergänzend zu Rate zu ziehen�. Das Konzept "Handwerk und Kleinunternehmen als gesell�schaftliche Kraft und wirtschaftlicher Faktor in der Dritten Welt", BMZ aktuell 043, vom Juli 1994 wird hierdurch ersetzt.





1.2	Definition und Abgrenzung des Förderbereiches





Für die mit diesem Sektorkonzept angesprochenen wirtschaftlichen Aktivitäten gibt es keine einheitliche Definition und keine universell anwendbaren Kriterien. Sie werden mit ganz unterschiedlichen Begriffen wie Handwerk, Heimindustrie, Klein- oder Kleinstgewerbe, Klein- oder Kleinstunternehmen bzw. -Industrie oder -betriebe belegt und umfassen die einfach�sten selbständigen Unternehmungen einzelner Personen bis hin zu komplexer strukturierten Kleinbetrieben, die neueste Technologien einsetzen und qualitativ hochwertige Produkte her�stellen�. Auch der Begriff "Informeller Sektor" trifft den Betrachtungsgegenstand daher, aber auch aus folgenden Gründen nicht ausreichend: Er umfaßt zwar üblicherweise den Aspekt der kleingewerblichen Arbeitsweise, darüber hinaus aber auch andere Merkmale, die mit dem Begriff 'Staatsferne' (außerhalb formeller, ordnungsrechtlich erfaßter Gewerbetätigkeit) umschrieben werden können.





Um wegen der fließenden Übergänge, die je nach Arbeitszusammenhang, Branche, Land u.s.w. bestehen, eine Vielfalt von Definitionen und Einteilungen der wirtschaftlichen Aktivitäten zu ver�meiden, muß für eine einheitliche Beurteilung des Vorliegens einer Klein- bzw. Kleinstge�werbetätigkeit eine Einzelfallbetrachtung anhand folgender Indikatoren erfolgen:





Eine planmäßige, in Gewinnerzielungsabsicht vorgenommene, auf Dauer angelegte selbständige Tätigkeit mit Ausnahme der Land- und Forstwirtschaft und der freien Berufe liegt vor. Sie orientiert sich am Markt und ist darauf ausgerichtet, zur allgemeinen Bedarfs�deckung über den Haushalt des/r Unternehmers/-in hinaus beizutragen (im Gegensatz zu sistenzerhaltender Tätigkeit, die allein oder überwiegend auf die eigene bzw. auf die Ver�sorgung der Angehörigen gerichtet ist).


Die Produktionsweise ist überwiegend handwerklich� mit einem geringen Grad an innerbe�trieblicher Arbeitsteilung (kein getrenntes oder in sich aufgeteiltes Managemant).


Die Beschäftigtenzahl, der Umsatz bzw. die Höhe des investierten Kapitals sind gering.


Die unternehmerische Entscheidung liegt bei dem/r Gewerbetreibenden und der Betrieb ist durch persönliche Beziehungen zu Kunden, Lieferanten und Beschäftigten geprägt.


Eigenständigkeit bzw. rechtliche Selbständigkeit ist gegeben, d.h. die betroffene unterneh�merische Einheit ist nicht Teil eines größeren Unternehmens.





Ergibt die Gesamtschau der Prüfung, daß die genannten Indikatoren vollständig oder überwie�gend gegeben sind, ist ein kleinst- oder kleingewerblicher Betrieb - im Folgenden: Klein(st)ge�werbe - im Sinne dieses Konzepts gegeben.





2.	bedeutung VON klein(st)gewerbe IN DEN partnerländern UND ausgangslage





2.1	Bedeutung





Handwerkliche und kleinere Unternehmenseinheiten sind, wie die Beispiele der marktwirt�schaftlich-orientierten Industrieländer und der sich erfolgreich industrialisierenden Länder Ost- und Südostasiens zeigen, entgegen früherer Annahmen bedeutender Bestandteil einer ent�wickelten Wirtschaftsstruktur. Hauptursache dafür ist die technologische Entwicklung: Radi�kale Neuerungen auf dem Gebiet der Technologie und der Kommunikation bei sich gleichzeitig verändernder, diversifizierter und spezialisierter Nachfrage machen die Produktion in kleinen Serien notwendig und gleichzeitig in kleineren Betrieben wirtschaftlich möglich. Dies erfordert neue Formen der industriellen Organisation und der Produktion, wie etwa die Verringerung der Fertigungstiefe durch Auslagerung einzelner Produktionsschritte in Zuliefererbetriebe, auch über nationale Grenzen hinaus. Insgesamt werden daher, auch im Rahmen notwendiger Struktur�anpassungs- bzw. Transformationsprozesse, denen sich die meisten EL sowie auch die ehe�mals zentralgeplanten Wirtschaften Mittel- und Osteuropas und Zentralasiens unterziehen, Wachstums- und Beschäftigungsimpulse sowie Anstöße zur Festigung marktwirtschaft�licher Strukturen vor allem von der Entwicklung kleinerer unternehmerischer Einheiten erwartet. Das größer werdende Gewicht von Klein(st)unternehmen und die damit einherge�hende stärkere Beteiligung�* am Wirtschaftsprozeß ermöglicht den Menschen auch in höherem Maße eine Mitwirkung an politischen Entscheidungsprozessen. Dies gilt auf der individuellen Ebene ebenso wie für Selbsthilfeorganisationen, die ihre Interessen selbstbewußter gegenüber Staat und anderen gesellschaftlichen Gruppen vertreten. Klein(st)gewerbeförderung kann somit einen wichtigen Beitrag zur Förderung von Pluralismus und Demokratie leisten.





Heute wird die Förderung des Sektors nicht mehr überwiegend in seiner sozialpolitischen Funktion, wichtig zur Beschäftigungs- und Einkommenssicherung, sondern auch in seiner eigenständigen wirtschaftlichen Funktion, mit Bedeutung für die Entwicklung einer diversifizierten und konsolidierten Wirtschaftsstruktur gesehen.





2.2	Ausgangslage





Das Klein(st)gewerbe in EL sieht sich einer Vielzahl interner und externer Engpässe und Hemm�nisse ausgesetzt, deren Analyse Voraussetzung für die erfolgreiche Konzeption von Fördermaß�nahmen ist.





Interne Faktoren: Auf der Unternehmensebene erstrecken sich die Defizite über alle betriebli�chen Funktionsbereiche, insbesondere sind dies:





mangelnde unternehmerische Kompetenz (in Management, Organisation und Vermarktung)


geringe Informationsverarbeitungskapazität,


unzureichende Qualifizierung der Arbeitskräfte,


niedrige Kapitalausstattung und veraltete Technologie,


mangelnder Zugang zu Finanzdienstleistungen.





Externe Faktoren:


Auf Regierungsebene schränken zahlreiche Maßnahmen privatwirtschaftliche Aktivitäten von Klein(st)unternehmen stark ein. Inkonsistente und intransparente Regelwerke (Vielzahl von Gesetzen, Vorschriften und Regelungen) führen zu Unsicherheit auf legaler und institutio�neller Ebene und hemmen unternehmerische Initiativen. Maßnahmen im Bereich der Devisen- und Kreditpolitik, Lizenzvergabe und Preispolitik, Import- und Exportwesen, Investitions- und Technologiepolitik, Zoll- und Steuerwesen, usw. führen oft zu Marktverzerrungen zugunsten von Großunternehmen und benachteiligen direkt oder indirekt Klein(st)unternehmen. Aufgrund dieser ungünstigen Rahmenbedingungen haben sie häufig keinen oder nur begrenzt Zugang zu Informationen über Technologien, Know-how und Märkte, zu Rohstoffen und Vorprodukten, Infrastruktur (z.B. Telekommunikation, Wasser und Energie), Absatzmärkten sowie formellen Krediten und Finanzdienstleistungen. Gesetze bzw. Verwaltungsverfahren, die die Anmeldung eines Unternehmens als Gewerbebetrieb regeln, sind oft derart undurchsichtig und zeitauf�wendig, daß sie fast einem Verbot gleichkommen. Demnach wird das weitere Umfeld, in dem Klein(st)unternehmen agieren, bestimmt durch:





die politische und wirtschaftliche Stabilität,


Rechtssicherheit und Kontinuität im Verwaltungsverfahren * die wirtschaftliche Ordnungs�politik,


staatl. Kompetenz und Effizienz (Qualität des rechtlichen Regelwerkes und der Umsetzung),


den Zustand der Infrastruktur und der öffentlichen Grunddienstleistungen,


die Beschaffenheit der Waren-, Finanz- und Arbeitsmärkte.





Auch die Ebene regionaler und lokaler Verwaltung, die das unmittelbare rechtliche und administrative Umfeld für Klein(st)unternehmen bildet, ist häufig eher behindernd als förderlich. Dies betrifft die Aus- und Zuweisung von Gewerbeflächen, die Bereitstellung von Infrastruktur, die Umsetzung von Gesetzen und Regelungen von Eigentumsrechten, Gesund�heits- und Umweltvorschriften sowie die Registrierung und Lizenzierung von Klein(st)unter�nehmen.





Im Vergleich zu den internen Engpaßfaktoren, können Klein(st)unternehmen die externen noch weniger beeinflussen. Das einzelne Klein(st)unternehmen hat weder marktstrategische noch politische Bedeutung und kann so sein Umfeld nicht zu seinen Gunsten mitgestalten. Durch Ausgrenzung bzw. fehlende überbetriebliche Organisation haben Klein(st)gewerbetrei-bende kein wirtschaftspolitisches Mitsprache- oder Mitgestaltungsrecht. In einigen Län�dern wurde zwar die Gründung von Handwerkskammern und ähnlichen Einrichtungen von staat�licher Seite, meist per Gesetz, angeordnet. Sie finden aber wenig Akzeptanz bei den Unterneh�mern und die organisatorische und finanzielle Basis ist zumeist unzureichend. Zudem sind sie häufig politischen Einflüssen ausgesetzt und werden als staatliche Kontrollinstanzen gesehen. Der geringe Selbstorganisationsgrad von Klein(st)gewerbetreibenden führt zugleich dazu, daß bislang kaum effektive Systeme unternehmensrelevanter Dienstleistungen durch Selbst�hilfeorganisationen aufgebaut wurden. Falls solche Leistungen überhaupt angeboten werden, so überwiegend durch staatliche oder halbstaatliche Gewerbeförderungseinrichtungen. Hier muß das Prinzip der Subsidiarität staatlicher Hilfe gegenüber privater Initiative stärker greifen (siehe unten 5.1.2 Fördergrundsätze).





Zusammenfassend können verbesserte Rahmenbedingungen in relativ kurzer Zeit tief�greifendere Auswirkungen haben als vereinzelte Projektinterventionen auf Institutionen oder Betriebsebene, denn sie erreichen auch diejenigen, die außerhalb der Reichweite von Projekten liegen.





3.	entwicklungspoutische zielsetzung





Ziel der Klein(st)gewerbeförderung ist die wirtschaftlich und sozial ausgewogene Ent�wicklung des Sektors durch die Entfaltung unternehmerischer Kompetenz, die Befähi�gung leistungsfähiger und professioneller Selbsthilfeorganisationen und Dienstleistungs�anbieter sowie die Schaffung eines günstigen wirtschaftspolitischen Umfeldes.





�
Klein(st)gewerbeförderung ist Teil der Förderung der Privatwirtschaft�s. Sie unterstützt die Entfaltung der schöpferischen und produktiven Kräfte der Menschen und verbessert für bedeutende Teile der Bevölkerung den Zugang zu Ressourcen, Arbeitsplätzen und Ein�kommen. Zum anderen trägt Klein(st)gewerbeförderung zur Entfaltung volkswirtschaftlicher Potentiale und zur gesamtwirtschaftlichen Dynamisierung bei. Die Unterstützung privater unternehmerischer Initiativen soll somit zur nachhaltigen Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen Lebensbedingungen der Menschen beitragen.





Klein(st)gewerbeförderung ist mit entwicklungspolitischen Querschnittsaufgaben eng verbunden:





Für die Armutsbekämpfung� kann Klein(st)gewerbeförderung einen zentralen unmittelba�ren oder mittelbaren Beitrag leisten. Maßnahmen, die darauf abzielen, selbständige Arbeit, Arbeitsplätze und damit Einkommen für Arme sowie deren Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen zu gewährleisten, wirken unmittelbar armutsmindernd. Maßnahmen, die die Voraussetzungen für eigenständige und nachhaltige Entwicklung und gerechtere Einkom�mensverteilung verbessern, die die Wirtschafts- und Sozialstrukturen beeinflussen, wirken mittelbar armutsmindernd.


Für den Schutz der natürlichen Ressourcen� sollten Maßnahmen zur umweltschonenden Produktion bzw. Unternehmensführung einbezogen werden.


Diese Ziele werden nicht automatisch erreicht und müssen daher, wenn sie angestrebt werden, ausdrücklich in die Projektkonzeption aufgenommen werden.





4.	bisherige erfahrungen - MÖGLICHKEITEN UND beschränkungen 





4.1	Bisherige multilaterale und bilaterale Zusammenarbeit





Klein(st)gewerbeförderung ist mit unterschiedlicher Intensität bereits seit mehr als 30 Jahren Thema der Entwicklungszusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland. Ebenso ist sie Gegenstand der Arbeit multilateraler und bilateraler Geber- und Durchführungsagenturen. Dabei unterschieden sich die Ansätze bislang nicht wesentlich. Sie orientierten sich bis in die 80er Jahre an den wahrgenommenen Schwächen auf der betrieblichen Ebene und zielten vorrangig auf den Aufbau moderner Kleinindustrien. Entsprechend wurden im Laufe der Zeit verschiedene Ansätze und Instrumentarien entwickelt, um den Klein(st)gewerbetreibenden bei der Überwin�dung ihrer technischen und betriebswirtschaftlichen Engpässe durch Technologie- und Wissens�transfer zu helfen. Da diese Modernisierungsbemühungen sich jedoch nicht an der Realität des einheimischen Gewerbes und der vorhandenen Ressourcen orientierten, waren sie oft zum Scheitern verurteilt.





Aufgrund des damaligen Verständnisses vom Staat als Initiativkraft und "Motor" für Entwicklung (im Gegensatz zum Subsidiaritätsprinzip, siehe unten 5.1.2 Fördergrundsätze) und des Bedürf�nisses, eine breitgestreute und große Zielgruppe direkt zu erreichen, lag der Schwerpunkt der Technischen Zusammenarbeit (TZ) beim Aufbau und der Stärkung staatlicher und halbstaat�licher Förderinstitutionen (multifunktionale Gewerbeförderungsinstitutionen, komplett erschlos�sene Industrieparks, Zentralwerkstätten, etc.). Seitens der etablierten, oft staatsnahen Interes�senvertretungen der Wirtschaft, also Arbeitgeberverbänden, Industrie- und Handelskammern, Industrieverbänden usw., wurden Klein(st)gewerbetreibende lange Zeit vernachlässigt.





In den 80er Jahren schaffte die Erkenntnis über die Schlüsselrolle, die kleineren Unternehmens�einheiten beim Aufbau nachhaltiger Wirtschaftstrukturen zukommt (s.o. 2.1 Bedeutung), ein Be�dürfnis zur Neuorientierung bei der Projekt- und Programmgestaltung. Die deutsche Ent�wicklungszusammenarbeit legt seitdem den Schwerpunkt auf die Förderung von Selbst�hilfeinstitutionen (s.u. 5.1.3 Teilbereiche und Instrumente, b) Institutionen- und Verbands�ebene) und nimmt damit eine Vorreiterrolle ein. Multilaterale und bilaterale Geber haben ver�schiedene, in diesem Bereich erarbeitete Konzepte übernommen (beispielsweise den "Clusteransatz", s.u. 5.1.3 Teilbereiche und Instrumente, c) Einzelbetriebliche Ebene; zu den verschiedenen Gebern s.u. Fußnote 15).





4.2	Möglichkeiten und Beschränkungen, Rahmenbedingungen





Die Klein(st)gewerbeförderung trägt zu folgenden entwicklungswichtigen Wirkungen bei, die die Bedeutung des Sektors ausmachen (vgl. oben 2.1 Bedeutung):





zur Entfaltung unternehmerischen Potentials und damit zur Entwicklung von Humankapital,


zur Diversifizierung der Wirtschaft, Vertiefung der Arbeitsteilung und zum Aufbau einer aus�gewogenen Betriebsgrößenstruktur sowie insgesamt zur Unterstützung des gesamtwirt�schaftlichen Strukturwandels und zur Verbesserung der Wettbewerbsstruktur,


zum Abbau regionaler Unterschiede durch dezentrale Wirtschaftsentwicklung und Stärkung des nicht-agrarischen Sektors in ländlichen Regionen�,


zur effizienten Nutzung lokaler Produktionsfaktoren,


zur Innovation durch Entwicklung und Verbreitung angepaßter Technologien,


zur Vertiefung des Verständnisses von Marktprozessen und unternehmerischer Mentalität,


zur Verbesserung des Güter- und Dienstleistungsangebots und der Versorgungslage armer Bevölkerungsgruppen,


zur Verbesserung der Beschäftigungs- und Einkommenssituation.





Zur erfolgreichen Entwicklung des Sektors sind die Fehler der Vergangenheit zu vermeiden:





Allzulange wurden standardisierte Maßnahmenpakete und Instrumente universell angewandt. Sie waren meist angebotsorientiert und vernachlässigten vielfach die eigentlichen Bedürfnisse der Betroffenen (siehe unten 5.1.1 Zielgruppen). Dahinter stand das falsche Verständnis von Entwicklungsprojekten als Lösungsanbieter, anstatt als Katalysatoren Impulse für die wirtschaftlich nachhaltige Befriedigung der Nachfrage durch Eigeninitiative oder den Markt zu geben. Die Folge fehlender Nachfrage- und Bedarfsorientierung war häufig geringe Akzeptanz der Beratungsmaßnahmen. Die Subventionierung und Ausweitung der Leistungen für Klein(st)-unternehmer (kostenlose Trainingsmaßnahmen, fertig ausgearbeitete Geschäftspläne, konti�nuierliche Beratung und subventionierte Kredite) war dabei keine Lösung. Sie verstärkte nur die Abhängigkeit und brachte zusätzliche Nachteile wie hohe Kosten, eine punktuelle Zielgruppen�erreichung und Nachhaltigkeit, da die Übernahme der teuren Leistungen durch die Partner nach Rückzug der ausländischen Hilfe oft nicht möglich war und darüber hinaus die Gefahr der Ver�drängung bestehender privater Dienstleistungsanbieter vom Markt geschaffen wurde.





Der Staat ist in der Regel als "Motor" für Entwicklung ungeeignet. Die Initiative muß vielmehr vom Klein(st)gewerbesektor selbst ausgehen. Der Aufbau bzw. die Stärkung staatlicher oder halbstaatlicher Fördereinrichtungen widerspricht dem Subsidiaritätsprinzip und kann nur in Be�tracht kommen, wenn und solange keine geeigneten nichtstaatlichen Einrichtungen vorhanden sind (s.u. 5.1.3 Teilbereiche und Instrumente, b) Institutionen- und Verbandsebene).





Maßnahmen auf Verbands- und Institutionenebene sind für eine erfolgreiche Sektor�förderung am aussichtsreichsten. Bei der Klein(st)gewerbeförderung auf dieser Ebene muß auf folgende, bei staatlichen Einrichtungen besonders ausgeprägte Nachteile vermieden werden:





Bei der Organisation: auf die Bildung von staatlich subventionierten und beeinflußten Ver�waltungsapparaten mit bürokratischem Beharrungsvermögen und wenig Risiko- und Inno�vationspotential;


Beim Personal: auf ein Auseinanderfallen von Anforderungen und tatsächlicher Qualifikation bzw. auf die oft nur geringe Erfahrung, auf hierarchische Strukturen (sie geben wenig Anreiz für Eigeninitiative), auf das Fehlen von Entscheidungsbefugnissen, Aufstiegsmöglichkeiten und ausreichender Gehälter zur Verhinderung von häufigem Personalwechsel;


Im Verhältnis zur Zielgruppe: auf meist unzureichende Beteiligung und mangelnde Abstim�mung des Leistungsangebots mit den Klein(st)gewerbetreibenden, auf eine Tendenz zur (kostenintensiven) Förderung weniger, moderner und größerer Unternehmen in städtischen Zentren über lange Zeiträume, auf eine fehlende Rechenschaftspflicht bzw. Pflicht zu einer transparenten Geschäftspolitik bei Einrichtungen, die nicht von Klein(st)gewerbetreibenden getragen werden,


Allgemein: auf ein Festhalten an einmal erhaltenen Aufgaben und auf die Tendenz, Tätig�keitsfelder möglichst auszuweiten, auf die Vergeudung finanzieller und humaner Ressourcen infolge mangelnder komplementärer Arbeitsteilung und fehlenden konstruktiven Wettbe�werbs zwischen verschiedenen Gewerbeförderinstitutionen.





Insgesamt muß auf die zumeist ungünstigen Rahmenbedingungen für die Entwicklung von Klein(st)unternehmen eingewirkt werden. In der Vergangenheit wurde dies durch spe�zielle Regierungsberatung versucht. Sie befaßte sich aber oft nur mit der Formulierung be�stimmter Anreize und Ausnahmeregelungen, da die Bereitschaft der Partnerländer zu struktu�rellen Reformen gering war.





5.	hinweise zUR umsetzumg DER sektorpolitik





5.1	Zielgruppen, Fördergrundsätze, Teilbereiche und Instrumente





5.1.1	Zielgruppen





Die Klein(st)gewerbeförderung richtet sich an folgende, in sich sehr heterogene Zielgruppen:





Klein(st)unternehmer/-innen in den Bereichen Produktion, Weiterverarbeitung, Dienstleistung und Handel,


Existenzgründer/'innen, die künftig einer selbständigen Tätigkeit nachgehen wollen und über unternehmerische Motivation und Eigeninitiative verfügen,


Selbsthilfegruppen von Existenzgründern/-innen und Klein(st)gewerbetreibenden,


Beschäftigte und potentielle Arbeitskräfte im Klein(st)gewerbe sowohl in städtischen als auch in ländlichen Gebieten.





Mittler der Fördermaßnahmen sind Einrichtungen zur Unterstützung und Förderung der genannten Zielgruppen auf Institutionen'/Verbands- und Makroebene, z.B.:





Selbsthilfeorganisationen der Wirtschaft (Kammern, Innungen, Verbände),


staatliche, halbstaatliche und private Anbieter von Dienstleistungen wie z.B. Beratung, Ausbildung, Finanzierung und Informationsvermittlung (einschl. Nichtregierungsorganisa�tionen),


Regierungen, Ministerien und Vorfeldorganisationen.





Um insbesondere die Entfaltung der produktiven Fähigkeiten der Armen und ihre Teil�nahme an Entscheidungen zu fördern, ist eine sozio-ökonomische und geschlechterspe�zifische Zielgruppenanalyse erforderlich.





5.1.2	Fördergrundsätze





Systemansatz: Da besonders Klein(st)gewerbetreibende oft nur unzureichend von staatlichen Stellen berücksichtigt werden, muß die Zielgruppe durch eine stärkere Systematisierung und Bündelung aller Maßnahmen, weg von der Einzelintervention und hin zu Programmansätzen, an die Institutionen- und Verbands- bzw. Makroebene herangeführt werden. Dabei sind die Aktivitäten möglichst aller, die in einem Land direkt oder indirekt an Klein(st)gewerbeförderung beteiligt sind, zu berücksichtigen. Die Auswirkungen wirtschafts-, finanz- und arbeitsmarktpoli-tischer Strömungen und Zielsetzungen sind zu beachten. Systematisierung und Bündelung bedeutet: die Verknüpfung von Maßnahmen auf staatlicher Ebene, zur Stärkung der Ebene öffentlicher und privater Institutionen und auf direkter Unternehmensebene. Dabei müssen die Schnittstellen zu angrenzenden Fördergebieten, wie der Finanzsystementwicklung�, der berufliche Bildung, der Rechts- und Verwaltungsreform, der Sozialpolitik, usw. analysiert und die Maßnahmen soweit wie möglich zu Programmen zusammengefaßt werden.





Subsiäiaritätsprinzip: Dies bedeutet zum einen arbeitsteilige Aufgabenverteilung zwischen Staat (das heißt: Verwaltung und staatlichen bzw. halbstaatlichen Institutionen) und privatem Sektor (das heißt: Selbstverwaltungsinstitutionen und Verbände bzw. die Unternehmen selbst) und zum anderen Delegation von Aufgaben auf den Privatsektor. Wirtschaftliche Entwicklung muß von privater Eigeninitiative (Einzelner oder Gruppen) ausgehen, während der Staat günstige Rahmenbedingungen für ihre Entfaltung schaffen und durchsetzen soll. Bei der Planung von Unterstützungsmaßnahmen muß deshalb gefragt werden, ob (Dienst-)Leistungen zur Unterstützung von Klein(st)untemehmen nicht besser von privaten Trägem und Selbsthilfe�organisationen erbracht werden können, als von staatlichen und halbstaatlichen Institutionen. Statt zentralisierter staatlicher und privater Einheiten muß der Aufbau effizienter dezen�traler Strukturen unterstützt werden, die näher an den Zielgruppen sind. Insgesamt dürfen Maßnahmen nur dort ansetzen, wo Bedarf existiert, der Markt bzw. private Dienstteistungsan�bieter und Selbsthilfeorganisationen jedoch (noch) keine Lösungen anbieten.





Eigenverantwortung und Unterstützung von Eigenanstrengungen: Sowohl die Zielgruppen als auch die Mittler der Fördermaßnahmen müssen in die Lage versetzt werden, ihre Poten�tiale zu entwickeln und wettbewerbsfähig zu werden. Transferzahlungen und paternalisti�sche Förderansätze sowohl auf der Zielgruppenebene als auch auf der Institutionenebene sind zu vermeiden, da sie unternehmerische Initiative verhindern. Wenn aufgrund schlechter Rah�menbedingungen eine Anschubfinanzierung erforderlich ist, muß auf der Grundlage von be�triebs- und finanzwirtschaftlichen Analysen die Projektkonzeption vorgeben, daß ein externer Förderbeitrag sukzessive zugunsten eines Partnerbeitrags aufzugeben ist (Degressivität). Investive und laufende Kosten können in der Anlaufphase einer entstehenden bzw. sich re�formierenden Partnerinstitution bezuschußt werden, Ziel der Zusammenarbeit muß innerhalb der Projektlaufzeit die finanzielle Selbständigkeit (institutionelle Nachhaltigkeit) sein. Unvermeidbare dauerhafte Subventionen müssen langfristig abgesichert sein.





�
5.1.3	Teilbereiche und Instrumente





a)	Staatliche Ebene





Aufgabe auf staatlicher Ebene ist die





Reform makroökonomischer und sektoraler Rahmenbedingungen zugunsten privatwirt-schaftlicher Initiative: Liberalisierung der Wirtschaft durch Abbau von Monopolen und Kartellen, restriktiver Lizenzierungspolitik und Preiskontrollen sowie die Herstellung von Chancengleichheit, insbesondere durch fairen Zugang zu Märkten und Produktionsfaktoren,


Schaffung weniger einfacher, transparenter, durchsetzbarer und allgemeinverbindli�cher Wirtschaftsregeln und -gesetze sowie die Vereinfachung und Abstimmung der damit verbundenen Verwaltungsverfahren (besonders wichtig für die Registrierung von Klein(st)unternehmen, die Vergabe von Besitztiteln, die Durchsetzung gewerblicher Umwelt-, Ansiedlungs- und Gesundheitsvorschriften und von Arbeits- und Steuergesetzen),


Zusammenfassung und Harmonisierung einzelner sektoraler Politik-Fragmente zu kohären�ten Strategien und


deren institutionelle Verankerung und Umsetzung nach dem Subsidiaritätsprinzip u.a. durch klare Kompetenzdelegation und adäquate finanzielle und personelle Ausstattung der ausführenden (dezentralen) Verwaltungseinheiten.





Entwicklungspolitisches Instrument ist die: Politikberatung�





An der Durchführung von Reformen müssen (z.B. wegen ihres Fachwissens) relevante politi�sche Institutionen und gesellschaftliche Kräfte mitwirken. Die Befähigung von Klein(st)gewer�betreibenden, sich durch Selbstorganisation am politischen Entscheidungsprozeß zu beteiligen, ist dabei eine wichtige Voraussetzung. Sektor- und strukturpolitische Beratung im Rahmen der Klein(st)gewerbeförderung muß deshalb auch auf günstige Rahmenbedingungen für geeignete Konsensfindungsmechanismen (runde Tische, Dialoge, Netzwerke und Netz�werkmanagement) unter Beachtung demokratischer Willensbildungsregeln abzielen.





�
b)	Institutionen- und Verbandsebene





Aufgabe auf Institutionen- und Verbandsebene





ist die Bildung von Institutionen und deren Stärkung und Befähigung zur Wahrnehmung ihrer Mittler- und Multiplikatorfunktion als wichtigste Aufgabe der Klein(st)gewerbeför�derung. Private Träger wie Nichtregierungs- und Selbsthilfeorganisationen im unmittelbaren Umfeld der Zielgruppen sind hierfür grundsätzlich besser geeignet als staatliche oder halb�staatliche Institutionen (siehe oben 5.1.2 Fördergrundsätze, Subsidiaritätsprinzip). Sie verfügen aufgrund ihres meist langfristigen Engagements vor Ort über die nötige Akzeptanz und Veran�kerung innerhalb der Zielgruppen sowie über die erforderlichen Kenntnisse der lokalen Ver�hältnisse. Lokale Initiativen und der Austausch von Erfahrung und Information bzw. die Zusammenführung in Netzwerken haben Vorrang. Die Institutionen sollen in die Lage ver�setzt werden, Neuerungen anzunehmen und die so initiierte Dynamik aus eigenen Kräften auf�rechtzuerhalten, auszutauschen und zu bündeln.





Folgende Bewertungskriterien gelten bei der Auswahl der zu fördernden Institutionen:





Zielgruppennähe, Genderbewußtsein� , Kundenorientierung,


eindeutiges Mandat und Akzeptanz bei der Zielgruppe,


Spezialisierung und Erfahrung in der Klein(st)gewerbeförderung,


Qualität/Kompetenz des Managements,


Qualifikation, Motivation und Innovationsbereitschaft von Mitarbeiter/-innen und Führung,


Effiziente interne Abläufe und Organisationsstukturen,


Bonität und Kostenbewußtsein,


substantielle Eigenbeiträge von Beginn an und erkennbarer Wille zur Eigenfinanzierung,


Transparenz und Rechenschaftsbereitschaft.





Wird eine Institution bereits durch andere Geber unterstützt, so ist in jedem Fall die Absorptions�fähigkeit des potentiellen Partners bzw. das Risiko der Überförderung einzuschätzen, die zu Abhängigkeit anstelle von Nachhaltigkeit führen kann.





�
Nicht alle Kriterien müssen gegeben sein. Vielmehr geht es darum, bestehende Defizite in einzelnen oder mehreren der genannten Bereiche auszugleichen. Private Institutionen weisen zum Teil dieselben strukturellen Defizite auf, die für halb- bzw. staatliche Einrichtungen (Siehe oben 4.2 Möglichkeiten und Beschränkungen) aufgezeigt wurden. Daher ist nicht schon allein aufgrund der Zugehörigkeit zum Privatsektor die Eignung eines Trägers anzunehmen.





Entwicklungspolitisches Instrument: Organisationsentwicklung





Mittels Beratungs- und Schulungsmaßnahmen gilt es, die institutionellen und professio�nellen Kompetenzen der Mittlerorganisationen zu stärken. Maßnahmen der Organisations�entwicklung suchen Probleme in der Aufbau- und Ablaufstruktur von Organisationen dadurch zu lösen, daß die in der Organisation arbeitenden Personen motiviert und angeleitet werden, ent�weder selbst Vorschläge zu ihrer Überwindung zu erarbeiten oder mit Fachleuten gemeinsam nach Lösungen zu suchen. Neben der effizienteren Gestaltung interner Funktionen und Abläufe ist der Zielgruppenbezug und der Einfluß sowie die Gestaltung von Kooperations- und Kon�kurrenzbeziehungen zu ändern Organisationen von Bedeutung. Der Qualifizierung von Füh�rungskräften und Mitarbeiter/-innen durch Ausbildungsmaßnahmen kommt eine wichtige Rolle zu.





Das Instrumentarium der Organisationsentwicklung kann grundsätzlich auf unterschiedliche Mittlerorganisationen, das heißt staatliche Einrichtungen, Nichtregierungsorganisationen oder Selbsthilfeorganisationen, angewandt werden. In einigen Ländern sind Institutionen des privaten Sektors nur in Ansätzen vorhanden. Maßnahmen müssen dann so ausgestaltet werden, daß sie die Vorteile staatlicher Unabhängigkeit und der Willensbildung 'von unten' zum Tragen kommen lassen (Aufzeigen eigener Interessen, Beratung zu konstruktiver Mitwirkung bei der Gestaltung staatlicher Rahmenbedingungen u.a.). Grundsätzlich muß davon ausgegangen werden, daß die Eigenfinanzierungskraft von Trägern, die mit Klein(st)unterneh-mern arbeiten, bzw. ihrer Selbstverwaltungsorganisationen gering ist. Letztere können sich meist nicht allein aus Mitgliedsbeiträgen finanzieren und benötigen gegebenenfalls eine An�schubfinanzierung (gemäß den in 5.1.2 genannten Fördergrundsätzen). Beratung bei der Einführung von Dienstleistungen gegen Entgelt und bei der Erschließung zusätzlicher Finanzierungsquellen sind deshalb zentral für die wirtschaftliche Nachhaltigkeit dieser Institutionen.





�
Organisationsentwicklung im Sinne der Stärkung privatwirtschaftlicher Selbstverwaltungsein�richtungen kann im Rahmen der TZ durch Einbindung deutscher Kammern und Verbände erfolgen. Dadurch wird deren technisches und organisatorisches Know-how sowie ihre Kompetenz und Erfahrung in der Selbstverwaltung und im Umgang mit Regierungsstellen weitergegeben. Dieser komparative Vorteil bei der Zusammenarbeit (beispielsweise im Rah�men von Kammer- und Verbandspartnerschaften, s. Anlg. 1) greift in der Regel nur da, wo die Entwicklung autonomer Selbstverwaltungseinrichtungen relativ weit gediehen und von staat�licher Seite ausdrücklich akzeptiert ist (Förderung vergleichbarer Einrichtungen der Wirtschaft). Wo noch keine Mitglieder- und organisatorische Basis besteht und ein allmählicher Auf�bau von Grundstrukturen auf lokaler, regionaler oder Branchenebene erst noch erfor�derlich ist, müssen bei der Organisierung und Gruppenbildung von Klein(st)unterneh�mern vor allem prozeßorientierte Vorgehensweisen der TZ mit Methoden der Animation und Aktionsforschung Anwendung finden (s.u. 5.1.3 Teilbereiche und Instrumente, c) Einzelbetriebliche Ebene und Anlage 2).





Organisationsentwicklung soll sich sich nicht allein auf eine Institution konzentrieren sondern muß, wo immer dies möglich und von den Partnern gewollt ist, über eine multiple Trä�gerstruktur (Trägerdiversifizierung) eine pluralistische Institutionenlandschaft und deren Vernet�zung -auch mit Projektträgern anderer Geberagenturen- fördern (Synergieeffekte). Durch die Zusammenarbeit von Institutionen auf verschiedenen verwaltungs- und gesellschaftspolitischen Ebenen können komplementäre Fachkompetenzen gestärkt bzw. genutzt, gemeinsame Pro�blemlösungsstrategien erarbeitet sowie eine Überförderung und Abhängigkeiten einzelner Institutionen durch Geber vermieden werden. Bei Bedarf können die beteiligten Partnerorga�nisationen in Fragen der Kooperation- bzw. Vernetzung fortgebildet werden.





c)	Einzelbetriebliche Ebene





Aufgabe auf Betriebsebene





Bei der Beratung auf Betriebsebene geht es um die Stärkung der Fähigkeit zur Selbsthilfe von Klein(st)unternehmern durch Stärkung ihrer strategischen und technischen Kom�petenz. Angesichts der großen Zahl von Klein(st)betrieben und der häufig ähnlich gelagerten Probleme können aus ordnungspolitischen und Effizienzgründen nur in Ausnahmefällen einzelbetriebliche Beratungen (zum Beispiel bei besonderem Pilotcharakter oder zu entarten�der besonderer Multiplikatorwirkung) durchgeführt werden. Gruppenansätze sind im allgemeinen wirtschaftlicher und wirksamer, da sie Erfahrungsaustausch ermöglichen und eigenständig (ohne externe Beratung) fortgesetzt werden können.





Entwicklungspolitisches lnstrument: Aus- und Fortbildung in den Bereichen:





Kompetenz und Managementkapazitäten einschließlich Existenzgründung (s.u. Anlage 3, "Competency based Economies, Formation of Enterprise''-CEFE-Ansatz),


Technische Weiterbildung für Unternehmer und ihre Mitarbeiter,


Berufliche Aus- und Fortbildung�,


Finanzdienstleistungen�,





Der Erfolg von Fortbildungsmaßnahmen, wie z. B. von Existenzgründungskursen, muß durch nachbereitende Beratung gesichert werden. Periodische Treffen der Neugründer mit einem Moderator/Trainer dienen der gegenseitigen Unterstützung und Problemlösung nach dem 'Start'. Für bestehende Unternehmen gibt es unterschiedliche Beratungsansätze, wie z. B. Kurz�seminare und Tagesworkshops zu branchenspezifischen Fragestellungen (Marketing, Normen und Standards etc.�). Die Methode 'Unternehmer schulen Unternehmer' ist auch ohne externes Know-how anzuwenden. Da der Zusammenhalt der Gruppen und das periodische Monitoring hier eine wichtige Rolle spielen, läßt sich dieser Ansatz am besten durch bestehende Selbst�hilfeorganisationen (Kammern und Verbände) umsetzen.





Auf Unternehmensebene wird der Aufbau von Selbsthilfeorganisationen des Klein(st)ge�werbes (siehe oben 5.1.3 Teilbereiche und Instrumente, b) Institutionen- und Verbandsebene) 'von unten nach oben' durch lokale Initiativen und Unterstützung des Bestrebens der Ziel�gruppen nach Selbstorganisation unterstützt. Besonders eignet sich hierfür eine prozeß�orientierte, partizipative Vorgehensweise (siehe hierzu Anlage 2, Aktions forschungsmethode).





Sektoral-spezifizierte Selbstorganisation - Netzwerke und Zulieferverhältnisse:





Bei lokaler Konzentration einer Gruppe von selbständigen Klein(st)unternehmen, die in der gleichen Branche oder demselben Sektor tätig sind, bietet die Unterstützung einer engen Vernetzung und Verkoppelung (sog. "Clusteransatz"�) besondere Vorteile industrieller Organisation wie z.B. die Arbeitsteilung zwischen den Unternehmen in vor- und nachgelagerte Produkte und sektorspezifische Dienstleistungen aber auch die gemeinsame Erfüllung größerer Aufträge und Beschaffung sowie Vermarktung. Darüber hinaus werden die Transaktionskosten verringert, der Austausch von Produkt- und Marktinformationen erleichtert, die wirtschaftliche Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit erhöht sowie technologische Innovationen begünstigt. Gruppen von Klein(st)unternehmen gewinnen an marktstrategischer Verhandlungsmacht, da sie die Austauschbeziehungen eher mitbestimmen können als einzelne. Durch die Vernetzung mit anderen können individuelle wirtschaftliche und technologische Schwächen besser über�wunden und Skalenerträge erzielt werden.





Das Effizienz- und Ertragsniveau von Klein(st)untemehmen kann weiter durch arbeits�teilige Vernetzung (Zulieferverhältnisse) mit größeren Betrieben gesteigert werden. Letztere sind wesentlich moderner und effizienter organisiert. Durch Zusammenarbeit mit ihnen z.B. als Zulieferer können Klein(st)untemehmen leistungsfähiger und effizienter werden. Vielfach besteht bei einer ausgelagerten Spezialisierung jedoch die Gefahr einseitiger Abhängigkeiten. Im Zulieferverhältnis muß daher der Vorteil für beide Seifen zum Tragen kommen. Förder�maßnahmen sollten, wo es sich anbietet, potentielle Auftraggeber einbinden, da sie sehr viel spezifischeres Wissen transferieren können als öffentliche Institutionen und dies unmittelbar zur Aufnahme von Kooperationen führen kann.





5.2	Kriterienkatalog zur Länderprogrammierung und Projektarbeit





-	Zu verfolgende Ziele (eines oder mehrere):





Schaffung eines günstigen wirtschaftspolitischen Umfeldes,


Unterstützung des gesamtwirtschaftlichen Strukturwandels und der Diversifizierung,


Dezentrale Wirtschaft und Stärkung des nicht-agrarischen Sektors in ländlichen Regionen,


Verbesserung der Beschäftigungs- und Einkommenssituation und der Versorgungslage insbesondere armer und benachteiligter Bevölkerungsgruppen,


Aufbau von Selbsthilfeorganisationen der Wirtschaft und damit Beteiligung der Ziel�gruppen an wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen,


Innovation durch Entwicklung und Verbreitung angepaßter Technologien,


Entfaltung von Eigeninitiative, unternehmerischem Potential und Humankapital,


Vertiefung des Verständnisses von Marktprozessen und unternehmerischer Mentalität,


effiziente Nutzung lokaler Produktionsfaktoren.





-	Prüfungskriterien für das Vorliegen günstiger Rahmenbedingungen:





Grad der wirtschaftlichen und politischen Stabilität und Kontinuität, Rechtssicherheit, Ord�nungspolitik, Qualität des rechtlichen Regelwerks und dessen Umsetzung,


Vorhandensein von kohärenten Strategien bzw. Sektorpolitik,


Zustand der Infrastruktur und der öffentlichen Grunddienstleistungen,


Beschaffenheit der Waren-, Finanz- und Arbeitsmärkte.





Bei Defiziten ist zu prüfen:





die Reformbereitschaft des Partnerlandes,


die Beeinflußbarkeit durch sektorpolitische Maßnahmen,


Handlungs- und Entwicklungsspielräume für die Zielgruppen trotz der Defizite.





-	Zielgruppen:





Klein(st)gewerbetreibende in Produktion, Weiterverarbeitung, Dienstleistung und Handel,


Existenzgründer/-innen mit unternehmerischer Motivation und Eigeninitiative,


Selbsthilfegruppen von Existenzgründern/'innen und Klein(st)gewerbetreibenden,


Mittelbar begünstigt sind Beschäftigte und potentielle Beschäftigte des Klein(st)gewerbes.





-	Mittler:





Selbsthilfeorganisationen der Wirtschaft (Kammern, Innungen, Verbände),


Staatliche, halbstaatliche und private Dienstleistungsanbieter einschließlich NROen,


Regierungen, Ministerien und Vorfeldorganisationen zuständig für die Zielgruppen.





-	Die wichtigsten Fördergrundsätze:





Systemansatz: Verknüpfung von Maßnahmen auf staatlicher-, Institutionen- und Verbands-sowie Betriebsebene,


Subsidiarität-. Aufgabenverlagerung auf den Privatsektor und dezentrale Trägerförderung,


Organisationsentwicklung: betriebswirtschaftlicher Auf-/Ausbau von Fördereinrichtungen auf Institutionen- und Verbandsebene mit Schwerpunkt auf Selbsthilfe- und Selbstverwaltungs�organisationen,


Degressivität der Beiträge mit dem Ziel finanzieller Selbständigkeit der Partnerinstitution,


Vernetzung von Klein(st)gewerbetreibenden und Selbsthilfeeinrichtungen,


Nachfrage- und Marktorientierung von Dienstleistungen für Klein(st)gewerbetreibende,


Grundsatz der entgeltlichen Leistungen.





-	Kriterien zur Beurteilung der Förderungswürdigkeit von Institutionen und Verbänden:





Mandat und Legitimation durch bzw. Akzeptanz bei der Zielgruppe,


Spezialisierung und Erfahrung in der Klein(st)untemehmensförderung,


Qualität/Kompetenz des Managements,


Qualifikation, Motivation und Innovationsbereitschaft von Beschäftigten und Führung,


Effizienz interner Abläufe und Organisationsstrukturen,


Bonität und Kostenbewußtsein,


Leistung substanzieller eigener Beiträge, deutlicher Wille zu wachsender Eigenfinanzierung,


Zielgruppennähe, Genderbewußtsein, Kundenorientierung;


Transparenz und Rechenschaftspflicht.





Anlage 1	Kammerpartnerschaften





Seit 1983 wird im Rahmen der deutschen Technischen Zusammenarbeit das Programm Kam�mer-, Verbands- und Sparkassenpartnerschaften durchgeführt, in dem deutsche Handwerks- oder Handelskammern, Verbände und Sparkassen Partnerschaften mit ähnlichen Institutionen in Partnerländern eingehen. Das Programm, das ursprünglich von der Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH durchgeführt wurde, hat mittlerweile ein solches Ausmaß erreicht, daß die deutsche Wirtschaft mit der SEQUA-Stiftung für wirtschaftliche Ent�wicklung und berufliche Qualifizierung (für den Kammer- und Verbandsbereich) sowie mit der Sparkassenstiftung für internationale Kooperation (für den Sparkassenbereich) eigene Durch�führungsorganisationen geschaffen hat.





Im Rahmen einer Partnerschaft stellen die Vertreter der deutschen Partnerinstitutionen ihr Wissen und ihre Erfahrung auf organisatorischem, kaufmännischem, technischem und wirt�schaftspolitischem Gebiet zur Verfügung und führen einen regelmäßigen Informations- und Erfahrungsaustausch mit den Partnern durch. Von der Konzeption her geht es dabei um die Stärkung von Selbsthilfe- und Selbstverwaltungseinrichtungen des Klein(st)gewerbes und des Mittelstands, also um Institutionenförderung. Diese richtet sich vor allem auf:





die Entwicklung einer leistungsfähigen Aufbau- und Ablauforganisation durch Strukturierung und Straffung der internen Verwaltungsabläufe der Partnerinstitutionen;


die Erhöhung des Beitrags zur Selbstfinanzierung bei Kammern und Verbänden durch Er�schließung weiterer Finanzierungsquellen bzw. Erhöhung der Wirtschaftlichkeit;


Verbreitung und Verbesserung des Dienstleistungsangebots:


Verbesserung der Interessenvertretung gegenüber Staat und Gesellschaft.





Ziel ist es, die Partner in ihren Dienstleistungsfunktionen so zu stärken, daß die wirtschaftlichen Handlungsspielräume der Zielgruppen erweitert, Arbeitsplätze erhalten und geschaffen und die Produktionsergebnisse verbessert werden. Auch soll der Staat auf diese Weise kompetente Ansprechpartner bei der Gestaltung wirtschaftspolitischer Rahmenbedingungen erhalten.





Der Ansatz entstand vor dem Hintergrund der Erfahrung, daß traditionelle KMI-Förderung mit ihren meist staatlichen Trägern das Klein(st)gewerbe im informellen Sektors meist nicht erreich�te. Von der Einbeziehung deutscher Handwerkskammern als authentischen Vertretern des Handwerks und der Selbstverwaltungskörperschaften der Wirtschaft erhoffte man sich sowohl die Einbringung von Kompetenz als auch einen besseren Zugang zur Zielgruppe. Man machte jedoch schnell die Erfahrung, daß Handwerksbetriebe in Deutschland strukturell in vielen Entwicklungsländern eher mit dem dortigen Mittelstand vergleichbar sind und daß deutsche Kammern keineswegs prädestiniert sind, Zielgruppen im informellen Sektor zu erreichen. In Schwellenländern und bei schon etabliertem Kammersystem hat sich der Ansatz jedoch sehr bewährt.


�



�
Partnerschaft der Handels- und Industrieverbände (ACIs) in Santa Catarina/Brasilien�mit der HWK für München und Oberbayern�
�



(	Problembeschreibung:





Die Wettbewerbsfähigkeit der Kleinst- und Kleinunternehmen (KKU) in Brasilien wird durch die ungünstigen wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen wie z.B. die instabile Währung und hohe Staatsverschuldung behindert. Darüber hinaus ist eine Vielzahl von innerbetrieblichen Problemen zu beobachten, wie z.B. Managementschwächen, schlechte Produktqualität etc.





Eine der Ursachen für die geringe Leistungsfähigkeit der KKU ist ihre mangelnde Unterstützung durch überbetriebliche Organisationen wie die Industrie- und Handelsverbände (ACIs). Die ACIs waren bisher vor allem Interessenvertretungen für die größeren Betriebe und konzentrier�ten sich generell mehr auf Lobbyarbeit als auf Serviceleistungen. Die wirtschaftliche Schwäche vieler KKU, die als Zulieferer von Vorprodukten oder als Dienstleistungsanbieter im Zuge der vertikalen Integration auftreten, sind zunehmend auch zu einem Rentabilitätsproblem der mittleren und großen Unternehmen geworden.�
�



(	Projektziel und Schwerpunkte der Projektdurchführung:





Ziel des Projektes ist es, ein koordiniertes Dienstleistungsangebot der am Projekt beteiligten ACIs für ihre KKU-Mitglieder aufzubauen, um damit einen Beitrag zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit dieses Sektors zu leisten.





Schwerpunkt der Projektaktivitäten ist die Organisationsentwicklung der ACIs im Hinblick auf die Förderung und Unterstützung der KKU als wesentlichen Teiles der lokalen Wirtschafts�struktur durch bedarfsgerechte Dienstleistungen und eine breitere Lobbyarbeit, die ebenfalls die Interessen der Kleinbetriebe vertritt.





Zu diesem Zweck sind bisher entscheidende Veränderungen in den ACIs implementiert wor�den, die die Integration der Kleinst- und Kleinunternehmen ermöglichen, wie z.B. die Verän�derung der Satzungen, um die Aufnahme von KKUs zu erleichtern oder die Bildung von Branchengruppen.





Die von den ACIs angebotenen Serviceleistungen für KKU wurden einerseits durch die Unter�stützung von Beratern/Moderatoren in den ACIs auf- und ausgebaut. Andererseits leistet die HWK hier einen entscheidenden Beitrag durch den Einsatz entsandter Handwerker und Fach�kräfte für Gruppentraining und Einzelberatung sowie durch die Vermittlung von Praktika in Deutschland zur Schulung von Multiplikatoren.


�
�
Träger:


Das Vorhaben wird als Partnerschaftsprojekt zwischen der HWK für München und Ober-bayern und den ACIs von Santa Catarina durchgeführt. Träger des Projektes waren ursprünglich gleichberechtigt die ACIs von Join-ville, Brusque und Blumenau. Im Laufe des Projektes sind die ACIs von Jaragua do Sul, Sao Bento do Sul, Rio Negrinho und Campo Alegre beigetreten.


�
Zielgruppe:


Zielgruppe sind (formelle) Kleinst- und Kleinunter�nehmer mit bis zu 50 Mit�arbeitern, die sich im Einflußbereich der jeweiligen ACI befinden.


�
Deutscher Beitrag:


*	ein internationaler KZE (intermittie�rend)


*	lokale Fachkräfte


*	Kurzzeitfachkräfte





Laufzeit:


1991 bis ca. 1998


�
�



Ein Grundproblem ist, daß es in vielen Entwicklungsländern keine authentischen Selbstverwal�tungseinrichtungen von Handwerk oder Kleingewerbe gibt, daher zunächst auch keine Partner für deutsche Handwerkskammern. Konzeptionell steht man dann vor der Frage, ob man Part�nerschaften mit vorhandenen, das Kleingewerbe nicht repräsentierenden Institutionen (etwa Handelskammern) eingehen will in der Hoffnung, diese zur Öffnung gegenüber Kleinbetrieben zu bewegen: oder ob man auf die Einrichtung von Handwerkskammern und die Gründung privatrechtlicher Verbände setzt. Darüber hinaus muß der gesetzliche Rahmen für die Stärkung von Kammern im Politikdialog abgesichert werden. Nur mit ausdrücklicher Akzeptanz, insbe�sondere der Autonomie der Selbstverwaltungseinrichtungen, durch die relevanten staatlichen Stellen, kann ein Partnerschaftsvorhaben seine volle Wirkung entfalten.





Anlage 2	 Aktionsforschungsansatz in der Klein(st)gewerbeförderung





Aktionsforschung ist zunächst eine in den Sozialwissenschaften vor allem in den 60er und 70er Jahren diskutierte Methode, die Forschung und praktisches Handeln, Analyse und Veränderung der Realität verbinden will. In den 80er Jahren fand der Ansatz verschiedentlich in Entwicklungs�projekten Eingang, zunächst insbesondere in einigen afrikanischen Handwerksprojekten der International Labour Organisation (ILO). Aktionsforschung in der Entwicklungszusammenarbeit ist ein partizipativer Ansatz, der Identifizierung und Verstehen von Situation und Problemen ('Forschung') mit Planung, Durchführung und Evaluierung von Aktivitäten zur Veränderung dieser Situation oder zur Lösung bestimmter Probleme ('Aktion') verbindet. Bei diesem Ansatz nehmen Projektmitarbeiter nur die Rolle von Animateuren ein. Sie unterstützen die Zielgruppe darin, a) ihre Probleme zu identifizieren und zu gewichten, b) die Ursachen der Probleme zu analysieren, c) nach Lösungen zu suchen, d) Strategien und Pläne zur Umsetzung zu erarbeiten und e) diese in der Praxis anzuwenden. Reflexion geht dabei jeder Handlung voraus und folgt dieser unmittelbar, um gegebenenfalls Anpassungen vornehmen bzw. weitere Handlungen planen zu können. Konkret bedeutet dies:





den Nutznießern werden Problemlösungstechniken vermittelt, die sie auch in anderen Le�bens- und Arbeitsbereichen anwenden können;


sie lernen aus eigenen Erfahrungen und Fehlern, was ihre Eigenverantwortlichkeit erhöht;


sie gehen in der Regel von einem Problem aus und stoßen beim Versuch, dieses zu lösen,


auf weitere Probleme, deren Lösung Aktivitäten in bisher nicht beachteten Bereichen erfor�dert, folglich entwickeln sie 'organisch' integrierte Problemlösungsstrategien:


sie berücksichtigen automatisch das soziokulturelle Umfeld und die politischen Machtver�hältnisse, da sie selbst Bestandteil davon sind; dies ermöglicht nachhaltige Lösungen;


meistens werden Problemlösungen gesucht, die nicht nur einem Individuum, sondern der Gruppe als Ganzem dienen, was eine hohe Breitenwirkung der Aktivitäten bewirkt.





Der Vorteil dieses Ansatzes ist, daß er soziale Prozesse von unten anstößt und partizipative Verhaltensweisen einübt. Ist ein solcher Prozeß einmal in Gang gesetzt, gewinnt er idealerweise an (Eigen-) Dynamik. Die Klein(st)gewerbetreibenden erkennen, daß sie ihre Probleme als Mit�glied einer Gruppe oder eines Verbandes besser als individuell lösen können. Er oder sie tritt daher einer Gruppe oder einem Verband bei oder gründet mit anderen eine solche Organisation. Die Gruppe oder der Verband:





lotet aus, welche Probleme sie in Selbsthilfe und durch Eigeninitiative lösen können und welche nicht;


realisiert, daß einige der Probleme ihrer Mitglieder leichter gelöst werden können, wenn sie


mit Vertretern des Staates bzw. der relevanten Institutionen über die Verbesserung der


Rahmenbedingungen oder Leistungen in Verhandlung treten:


wird zum Ansprechpartner bzw. Mediator für Verwaltungseinheiten, staatliche und


nichtstaatliche Gewerbeförderungsinstitutionen sowie Geberagenturen;


erzeugt eine kritische Öffentlichkeit für die Maßnahmen der Regierung bzw. der Institutionen und bewirkt somit Transparenz.





Aktionsforschung – Handwerksförderung in Niger�
�



(	Problembeschreibung:





Der nigrische Staat hat in der Vergangenheit das Handwerk per Dekret in Gewerkschaften, Vereinigungen und Kooperativen organisiert. Diese von oben geschaffenen Strukturen entspra�chen nicht dem Bedarf der Handwerker/-innen, konnten die Probleme dieses Sektors nicht lösen und arbeiteten ineffizient. Die Mitglieder dieser Handwerksorganisationen verweigerten ihre Mitarbeit und blieben passiv, da die offiziellen Vertreter von ihnen nicht demokratisch ge�wählt worden waren und ihre Interessen nicht vertraten. In den Jahren 1986/87 stellte die nigrische Regierung im Hinblick auf die wachsende Bedeutung des Sektors fest, daß das Po�tential dieses Sektors besser ausgeschöpft werden könne, wenn er eine basisnahe Organisa�tionsstruktur besäße, die nachfragegerechten Service anbieten und das Handwerk bei der Überwindung sektorspezifischer Engpässe effektiv und effizient unterstützen würde.


�
�



(	Projektziel und Schwerpunkte der Projektdurchführung:





Ziel des Projektes ist die verbesserte Organisation des nigrischen Handwerks entsprechend seinen Bedürfnissen und Interessen. Mit Hilfe der Methoden der Aktionsforschung fördert das Vorhaben die Bildung von Gruppen, die selbst ihre Probleme analysieren, eigenständig Lösungsvorschläge erarbeiten und diese dann in die Praxis umsetzen.





Zur Unterstützung der Handwerkergruppen sind z. Z. insgesamt 7 Animateure zusammen mit DED-Entwicklungshelfern in drei Regionen des Niger, in Niamey-Stadt, Tillab6ry und Tahoua tätig. Ein Koordinationsteam in Niamey leitet die Regionalteams an.








Die Handwerkergruppen werden insbesondere in den Bereichen Rohmaterialversorgung, Finanzierung, Verbesserung der Produktqualität, Vermarktung und Akquirierung von Aufträgen für Gruppen sowie bei der Organisationsentwicklung und Interessenvertretung gegenüber der staatlichen Verwaltung unterstützt. Dies geschieht mit Hilfe von Fortbildungsmaßnahmen und Beratung. Die Handwerker und ihre Gruppen werden regelmäßig von den Animateuren besucht und im Rahmen von Diskussionen und Treffen begleitet.





Innerhalb der Trägerorganisation wurde die “Abteilung Handwerk" mit permanentem, auf das Handwerk spezialisiertem Personal aufgebaut. Die Mitarbeiter der Abteilung werden bezüglich ihrer Beratungs- und Vertretungsfunktion qualifiziert.





Bis 1995 arbeitete das Projekt mit ca. 800 Handwerkern und Handwerkerinnen, die in über 40 Selbsthilfegruppen aktiv waren, zusammen.


�
�
Träger:


Nigrische Kammer für Handel, Landwirt�schaft, Industrie und Handwerk (CCAIAN), Niamey


�
Zielgruppe:


Zielgruppe sind die länd�lichen und städtischen Handwerker im produzie�renden und Dienstlei�stungssektor. �
Deutscher Beitrag:


*	ein Langzeitberater


*	drei DED-Fachkräfte


*	Lokale Fachkräfte


*	Kurzzeitfachkräfte


Laufzeit: ca. 8 Jahre seit 1991 �
�



Praktisch kann ein Aktionsforschungsansatz in Projektfindung und -durchführung folgender�maßen vorgehen:





Herstellung von Kontakt zu Betriebsinhabern/Selbsthilfeorganisationen;


regelmäßige Besuche in Werkstätten und bei Organisationen/Gruppen;


Befragung von Klein(st)unternehmern;


Dokumentation der von den Inhabern dargestellten Probleme der Werkstätten;


Systematisierung der erhaltenen Information;


Identifikation der wichtigsten Probleme und der gemeinsamen Probleme von Gruppen;


Zusammenkünfte mit der Zielgruppe zur Diskussion der Ergebnisse der Befragungen:


Gemeinsame Erarbeitung eines Aktionsplans mit Zielgruppen/Selbsthilfeorganisationen;


Formulierung einer Übereinkunft über Ziele, Maßnahmen und wechselseitige Beiträge:


gemeinsame Verwirklichung der geplanten Aktionen;


gemeinsame Evaluierung der geplanten Aktion.





Im Prinzip wiederholt sich dieser Zyklus und neue Aktionen können geplant und durchgeführt werden.





Anlage 3 	Stärkung der unternehmerischen Kompetenz – CEFE





Zur Förderung der unternehmerischen Kompetenz wurde Mitte der 80er Jahre der 'Competency based Economies, Formation of Enterprise' (CEFE) Ansatz zunächst für Existenzgründer, später auch für allgemeine Unternehmerfortbildung, entwickelt. Ausgangspunkt der Förderung von Existenzgründungen ist die Tatsache, daß von einer Expansion des formellen Sektors allein auf absehbare Zeit die Lösung der bestehenden Beschäftigungsprobleme nicht zu erwarten ist. Der Ansatz ist jedoch nicht auf den 'informellen Sektor' beschränkt, sondern sowohl bei der Grün�dung als auch bei der Verbesserung (upgrading) schon existierender Kleinst-, Klein- und Mittel�unternehmen anwendbar. Kernbestandteil von CEFE ist ein flexibles, an verschiedene Situatio�nen und Zielgruppen anpaßbares, auf Kompetenzerhöhung von (potentiellen) Unternehmern zielendes Trainingskonzept. Mit unternehmerischer Kompetenz ist die Fähigkeit gemeint, Visio�nen zu entwickeln, Chancen zu erkennen und Strategien zu ihrer Nutzung zu erarbeiten, die die persönlichen Ressourcen (wie familiärer Hintergrund, Kontakte, finanzielle Mittel) und Qualitäten (persönliche Fähigkeiten, Qualifikationen, Bildung) an die Bedingungen der Umwelt (Bevölke�rung, Kaufkraft, Lage, Kultur, wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen etc.) kontinuierlich anpassen. Solche Kompetenzen können durch geeignetes Training gefördert werden. Dazu dienen Kursmodule, die Motivation, Identifizierung und Entfaltung persönlicher Qualitäten/ Ressourcen, den Erwerb betriebswirtschaftlicher Kenntnisse, die Entwicklung und Validierung von Projektideen sowie die selbständige Ausarbeitung und schließlich Präsentation des Ge�schäftsplans vor Bankiers umfassen. Das Trainingskonzept geht davon aus, daß:





ein Selektionsprozeß von Kandidaten erforderlich ist, der je nach Projektlage a) Institutionen orientiert ist, d.h. wegen einer speziell definierten Gruppe von Nutznießern oder aufgrund hoher Subventionen sehr intensive Auswahlverfahren dem Training vorschaltet, oder b) nachfrage- und marktorientiert ist, d.h. den Teilnehmer am Kurs als Kunden versteht, der seine Entscheidung aufgrund bereitgestellter Informationen selber treffen muß und hierfür einen marktnahen Preis zahlt.


�
das Trainingsprogramm sich weitestmöglich am Bedarf der Teilnehmer orientieren muß;


Unternehmer selbst entscheiden und verantwortlich handeln müssen. Programme müssen daher auf den eigenen Fähigkeiten, der Kreativität des Unternehmers aufbauen und diese stärken;


die Kursteilnehmer so schnell wie möglich unabhängig werden müssen; sie dürfen nicht von der Dauerunterstützung durch Programme abhängig sein;


die Trainingsinhalte an den praktischen Erfordernissen des Gründungsprozesses und der Unternehmensführung orientiert sein müssen.





Die Didaktik der Kurse beruht auf Erfahrungslernen (action learning) und arbeitet mit Simula-tions- und Rollenspielen, Fall- und Marktstudien, die bei Bedarf um kurze Präsentationen von speziellem Fachwissen (Finanzplanung, Buchhaltung, Marketing etc.) ergänzt werden .





CCAPE – Zentrum zur Förderung des Kleinstunternehmens – Minas Gerais, Brasilien�
�



(	Problembeschreibung:





Brasilien ist ein Schwellenland mit hohem Wachstumspotential, weit entwickelten Industrie�sektoren, enormen Bodenschätzen und einem Wirtschaftsballungsgebiet zwischen Rio de Janeiro, Sao Paulo und Belo Horizonte, in dem mehr erwirtschaftet wird, als sonst in gesamt Südamerika zusammen. Andererseits zählt Brasilien zu den Ländern mit der weltweit ungerech�testen Einkommens- und Bodenverteilung. Die Programme zur Entwicklung der Armen sind extrem stark durch das Selbstverständnis des Patronalismus und Assistentialismus geprägt. Daneben verformt politischer Klientelismus jede Maßnahme. Nur wenige Projekte können für sich in Anspruch nehmen, Einkommens- und Beschäftigungsschichten zielgruppennah, unab�hängig und unpolitisch durchzuführen.





Als 1991 die langjährigen Versuche im Rahmen der technischen Zusammenarbeit, Kleinstge�werbeförderung mit dem Arbeits- und Sozialministerium von Minas Gerais umzusetzen, als gescheitert abgeschlossen wurden, gründete sich eine Nichtregierungsorganisation (CCAPE), die, getragen u. a. von einem Handwerkerverband und einem Förderdienst für Klein- und Mittelunternehmen (SEBRAE), das vorgestellte CEFE-Konzept für Handwerker und Kleinst�untemehmer nutzen, einsetzen und verbreiten wollte.


�
�
�






(	Projektziel und Schwerpunkte der Projektdurchführung:





Ziel war es zunächst, CCAPE schnellstmöglich in die Lage zu versetzen, mit eigenem Personal CEFE-Kurse anzubieten und entsprechend der Nachfrage der Interessenten anzupassen bzw. weiterzuentwickeln. Hierdurch wurde die Grundlage zur finanziellen Existenz der NRO gelegt. In dieser Phase wurden Informationsveranstaltungen über CEFE abgehalten, ein portugie�sisches Trainer-Manual erstellt, Trainingskurse ausgearbeitet und angewendet und insgesamt 3 Training of Trainer (TOT) Seminare durchgeführt.





Die anschließende Phase hatte zum Ziel, das CCAPE zu befähigen, zukünftig ohne externe Hilfe CEPE-Trainer in Brasilien zu qualifizieren und CEFE-Material zu entwickeln. Seit dem Trainingsprogramm führt die NRO jährlich 3 nationale TOT durch und betreut CEFE-Trainer bei ihrem Programmstart in anderen Institutionen.





In der letzten Phase soll das CCAPE zum "regionalen CEFE-Zentrum" entwickelt werden, d. h. als Anlaufstelle für alle an CEFE interessierten Institutionen dienen, das Qualitätsniveau bei der Anwendung von CEFE verfolgen und für den Erfahrungsaustausch in der Region sorgen.


�
�
Träger:


CCAPE (Centro de Apoio ao Peque��no Empreendedor) Nichtregierungs�organisation: ohne politische, religiöse oder Gewinnziele.


�
Zielgruppe:


Existenzgründer und bereits existierende Kleinstunter�nehmen, besondere Zielgrup�pen bei Beauftragung durch entsprechende Organisa�tionen (Gemeinden, andere Projekte, Verbände...).�
Deutscher Beitrag:


*	Kurzzeitfachkräfte


*	Lokale Fachkräfte


*	Sachmittel / Trainingsmaterial


�
�



Die Implementierung des CEFE-Konzeptes erfolgt ebenso wie bei anderen Konzepten und Instrumenten über die institutionelle Ebene. Hier stand bislang als wesentliches Element die Trainerausbildung (Training of Trainers) im Vordergrund. Die Trainer können jedoch nur erfolg�reich in der Anwendung von CEFE sein, wenn sie wiederum in eine institutionelle Unterstüt�zungsstruktur eingebunden sind. In den neueren CEFE-Konzeptionen nimmt deshalb institutio�nelle Kompetenzsteigerung der lokalen Durchführungsorganisationen einen immer größeren Stellenwert ein. Nur qualifizierte Partnerorganisationen können die Qualität der angebotenen Dienstleistungen garantieren, ein systematisches M+E der Maßnahmen durchführen, den Erfah�rungsaustausch mit anderen Organisationen vorantreiben (Vernetzung) und die Nachhaltigkeit der Fördermaßnahmen garantieren.





CEFE – NRO Netzwerk – Kleingewerbeförderung in Südafrika�
�



(	Problembeschreibung:





Die beginnende Demokratisierung in der Republik Südafrika hat der (schwarzen) Mehrheit der Bevölkerung, die in Armut lebt, nicht automatisch wirtschaftliche Vorteile gebracht. Die in der Vergangenheit im Zuge der Rassentrennung erfolgte Reglementierung der wirtschaftlichen Aktivitäten hat diesen Menschen die Rolle von abhängigen Arbeitern und/oder Konsumenten zugewiesen. Privatwirtschaftliche Initiative wurde weitgehend beschränkt bzw. verhindert, so daß das vorhandene Potential an unternehmerischen Fähigkeiten bei der schwarzen Bevölke�rung wenig entwickelt ist.





Es gibt schon seit Jahren Nichtregierungsorganisationen (NRO), die durch ihre Aktivitäten die soziale und wirtschaftliche Integration der Schwarzen gefördert haben. Diese NROs verfügen jedoch nicht über ausreichende Erfahrungen und Expertise, um gemeinsam landesweit vorhan�denes unternehmerischen Potential zu identifizieren und zu fördern.


�
�



(	Projektziel und Schwerpunkte der Projektdurchführung:





Ziel ist es, ein Netzwerk von vier NRO-Partnerorganisationen für die Umsetzung des CEFE-Programms institutionell so zu stärken, daß diese Organisationen in der Lage sind, im Rahmen der nationalen südafrikanischen Strategie zur Förderung des Klein(st)gewerbesektors landes�weit unternehmerische Initiativen mit einem bedarfsgerechten Leistungsangebot nachhaltig zu fördern. Die angebotenen Dienstleistungen der NROs umfassen neben Beratung und Betreu�ung der Zielgruppe Kurse für Existenzgründer, modular aufgebaute Kurse zu diversen Themen für bereits existierende Klein(st)unternehmer/-innen, die eine Geschäftserweiterung anstreben, und Kurse zur Restrukturierung von Betrieben, die in Schwierigkeiten geraten sind.





Durch die Vernetzung über ein gemeinsames Projektsekretariat sind die vier NROs in der Lage, gemeinsame Förderstrategien zu entwickeln und zu vermarkten, landesweit zu operieren, um�fassende und komplementäre Dienstleistungen anzubieten, Qualifizierungsmaßnahmen für die eigenen Mitarbeiter und Kurse für die Zielgruppen, kostengünstiger durchzuführen, sowie ge�meinsame Trainings- und Werbematerialien zu entwickeln. Die qualitativ und quantitativ hohe Leistungsfähigkeit des Netzwerkes machen es auch zu einem interessanten Unterauftragneh�mer der Regierung, um im Rahmen der o. g. nationalen Strategie staatliche Förderprogramme umzusetzen.


�
�
Träger:


Vier einheimische NRO: Foundation for Economic and Business Development (FEBDEV), Independent Business Enrichment Centre (IBEC), Triple Trust Organisation (TTO) und Get Ahead Foundation (GAF).�
Zielgruppe:


* Arbeitslose oder andere Einwohner von Townships, die an einer Unternehmens�gründung interessiert sind *Klein(st)gewerbetreibende


�
Deutscher Beitrag:


*	1 LZE


*	Kurzzeitfachkräfte


*	Lokale Fachkräfte


Laufzeit:


ca. 6 Jahre seit 1994


�
�



Anlage 4 	Nachhaltige Förderung durch marktorientierte Dienstleistungen





Die Förderung von Klein(st)gewerbe hat in besonderem Maße Kosten-Nutzen-Überlegungen zu berücksichtigen. Aus politischen, historischen und institutionellen Gründen werden Projekte in diesem Bereich häufig von staatlichen Strukturen durchgeführt und hochgradig subventioniert. Dies führt oft zu inhärenten Mängeln wie politischer Abhängigkeit und Ideologisierung, mangeln�der Effizienz, geringer Akzeptanz in der Zielgruppe und Befrachtung der Projektarbeit mit sozial- und strukturpolitischen Zielsetzungen. Dieses Bündel ungünstiger Projekteinflüsse, in Verbin�dung mit der Annahme, arme Bevölkerungsschichten könnten für Gewerbeförderungsdienst�leistungen nicht zahlen, führte in der Vergangenheit zu der Schlußfolgerung, daß Projekte dauerhaft und hochgradig bezuschußt werden müssen, dies wiederum zu der Konsequenz, daß der Staat über die Subvention wesentlichen Einfluß auf die Trägerstruktur nimmt.


�



Nachhaltige Förderung durch marktorientierte Dienstleistungen –�Förderung des Kleinunternehmertums in Usbekistan�
�



(	Problembeschreibung:





Die seit 1991 unabhängige Republik Usbekistan befindet sich in der Transformation von einer zentralisierten sozialistischen Planwirtschaft zu einem marktwirtschaftlichen System. Der lang�same Reformprozeß, der durch eine verspätete Privatisierung, steigende Arbeitslosigkeit und Schließung von Betrieben begleitet wird, kann die wirtschaftliche Talfahrt nicht stoppen.





Im Privatsektor sind eine Vielzahl von (Klein)Unternehmen entstanden, die jedoch in den be�stehenden Strukturen wirtschaftlich und politisch benachteiligt sind und über unzureichende Kenntnisse und Ausrüstungen verfügen. Das vorhandene unternehmerische Potential kann langfristig durch Dienstleistungen in den Bereichen Weiterbildung und Beratung, die dem Be�darf der usbekischen Unternehmer angepaßt sind, gefördert werden.


�
�



(	Projektziel und Schwerpunkte der Projektdurchführung:





Ziel war es in der ersten Phase, ein unabhängiges Zentrum zur Förderung der Klein- und Mittel�unternehmer zu gründen, das eigenständig nachgefragte Dienstleistungen im Bereich Weiter�bildung anbot. Das landesweit bekannt gewordene Zentrum beschäftigt sich in der zweiten Phase damit, Ausbildungsprogramme für Existenzgründer und Unternehmer nach der CEFE-Methode umzusetzen und weiterzuentwickeln, Beratungsdienstleistungen anzubieten, Counter�parts weiterzuqualifizieren, Möglichkeiten zur Technologiebeschaffung zu entwickeln und einen Kapitalfond für private Unternehmer einzurichten. Die Nachfrage übersteigt die Kapazität, wobei ein stetig steigender Teil der Kosten des Zentrums durch direkte und indirekte Einnahmen ge�deckt werden kann. Die finanzielle Unterstützung des Zentrums während der nicht kosten�deckenden Anlaufphase wird kontinuierlich reduziert und die Institution gezwungen, sich durch die Vermarktung der Leistungen zu finanzieren. Durch diese konsequente Marktorientierung werden effiziente Arbeitsstrukturen geschaffen und die politische Unabhängigkeit sowie institu�tionelle Nachhaltigkeit gesichert.


�
�
Träger:


Untemehmerinnenverband


Untemehmerverband


Zentrum zur Weiterbildung von Führungskräften


�
Zielgruppe:


Existenzgründer und existie�rende Kleinstunternehmer, potentielle Unternehmer.


�
Deutscher Beitrag:


*	1 - 2 LZE


*	Kurzzeitfachkräfte


*	lokale Fachkräfte


*	Sachmittel / Trainingsmaterial


Laufzeit:


ca. 6,5 Jahre, seit 1994�
�






Um diese Subventionsspirale zurückzuschrauben, werden Maßnahmen und Trägerstrukturen gefördert, deren Bestreben es ist, durch die Erbringung von Dienstleistungen für das Klein(st)�gewerbe und dessen Förderung ihre eigene finanzielle Existenz zu erwirtschaften. Dieser An�satz erfordert einen Wandel in grundsätzlichen Überlegungen der Zusammenarbeit:





Die Projektplanung muß in hohem Maße betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte berücksich�tigen (Dienstleistungsmarkt, Kostenrechnung, Cash-Flow, Finanzierungsplan, Rentabilität),


das Projektmanagement muß in erster Linie markt- und nachfrageorientiert handeln und denken; meritorische Güter können von solchen Institutionen nur erbracht werden, wenn der politische Auftraggeber gleichzeitig für die finanzielle Absicherung Sorge trägt;


dabei muß die Unabhängigkeit des Managements und der Institution gewahrt bleiben, weil nur so Marktnähe und Nachhaltigkeit erreicht werden können;


die gesamte Dienstleistungsstruktur muß schlank bleiben. Das beginnt bereits bei den eige�nen Zielsetzungen, die nicht mit Aufträgen belastet werden können, die außerhalb des Kern�bereichs der Institution liegen.





So gestaltet gewinnen Projekte relativ rasch an Eigendynamik, die verbunden ist mit der Not�wendigkeit zu kontinuierlicher Anpassung und hoher Kreativität. Da die Zielgruppe signifikant besser erreicht wird, unter dem Kosten- und Leistungsdruck effizienter gearbeitet werden muß und die eigene institutionelle Existenz von Leistungserbringung und -akzeptanz abhängt, werden deutlich höhere, zielgruppenrelevante Ergebnisse erbracht.





�	Auf die einschlägigen Papiere wird jeweils durch Fußnoten im Text verwiesen.


�	Eine quantitative Abgrenzung nach Beschätigtenzahl oder Umsatz bzw. investiertem Kapital läßt sich lediglich anhand von Richtwerten treffen, die nur eine grobe Zuordnung ermöglichen (z.B. Kleinstbe�triebe bis 10, Kleinbetriebe bis 100 Beschätigte).


�	Der deutsche Handwerksbegriff läßt sich dabei aber nur bedingt auf die Partnerländer des BMZ übertragen, da die bei uns historisch gewachsenen Abgrenzungen zu anderen Gewerbetätigkeiten, beispielsweise zum Handel, dort nicht getroffen werden.


�	Vgl. sektorübergreifendes Zielgruppenkonzept: Die Beteiligung von Menschen in der Entwicklungszusammenarbeit (1994)


�	Vgl. sektorübergreifendes Konzept: Privatwirtschaftsförderung in den Partnerländern des BMZ (1996) 


�	Vgl. sektorübergreifendes Konzept: Hauptelemente der Armutsbekämpfung (1992)


�	Vgl. sektorübergreifendes Konzept: Umwelt und Entwicklung (1992)


�	Vgl. Sektorkonzept: Ländliche Entwicklung (1988)


�	Vgl. Sektorkonzept Finanzsystementwicklung, Förderung von Sparen und Kredit (1994). Soweit Maß�nahmen der Klein(st)gewerbeförderung Finanzdienstleistungen einschließen, sind die darin genannten Prinzipien anzuwenden (s.auch unten Fn 13).


�	Vgl. Sektorkonzept: Volkswirtschaftliche Regierungsberatung (1990)


�	Vgl. sektorübergreifendes Konzept: Förderung von Frauen (1988)


�	Vgl. Sektorkonzept Berufliche Bildung (1992)


�	Vgl. Sektorkonzept: Finanzsystementwicklung, Förderung von Sparen und Kredit (1994). Bei Maß�nahmen des Finanzbereichs im Klein(st)gewerbesektor sind besonders zu beachten: sowohl die Bereitstellung von Finanzdienstleistungen über Finanzintermediäre zu Marktkonditionen als auch die institutionelle Trennung von Beratung und Kreditvergabe.


�	Vgl. Sektorkonzept: Messen, Normen, Prüfen, Qualität sichern: MNPQ (1994)


�	OEDC-DAC hat diesen Ansatz explizit in seinen Empfehlungen für die Entwicklungszusammenarbeit im Sektor Klein(st)gewerbeförderung aufgebriffen. Er wurde bisher u.a. in Projekten der ILO, UNIDO, Weltbank, Women's World Banking sowie von einer Gruppe peruanischer NRO erprobt.
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